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07DUR24001 

Gemeinde Durmersheim 

Bebauungsplan „Westendstraße, 1. Änderung“ 

1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA1 – WA3) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO) 

Zulässig sind: 

 Wohngebäude. 

 Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. 

Unzulässig sind: 

 Schank- und Speisewirtschaften. 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

 Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

 Anlagen für Verwaltungen. 

 Gartenbaubetriebe. 

 Tankstellen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§16 - 21 a BauNVO) 

1.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ in allen Allgemeinen Wohngebieten beträgt 0,4. Eine 

Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist zulässig. 

1.2.2 Zahl der Vollgeschosse 

Es sind Gebäude mit maximal zwei Vollgeschossen zulässig. 

1.2.3 Wandhöhe, Firsthöhe 

Die zulässige Wandhöhe, gemessen von der Höhe der maßgebenden Erschließungsstraße in Gebäu-

demitte bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut, darf maximal 6,50 m betragen. 

Eine Überschreitung der Wandhöhe mit Nebengiebeln, Zwerchhäusern und Dacherkern kann aus-

nahmsweise bis 1,0 m zugelassen werden. 

Die maximal zulässige Firsthöhe beträgt 10,00 m. Sie bemisst sich von der Höhe der maßgebenden 

Erschließungsstraße in Gebäudemitte bis zum höchsten Punkt der Dachhaut. 
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1.2.4 Mindestwandhöhe für Doppelhäuser und Hausgruppen 

Die Mindestwandhöhe für Doppelhäuser und Hausgruppen darf maximal 0,5 m unter der im allge-

meinen Wohngebiet (WA) festgesetzten maximalen Wandhöhe liegen.  

1.3 Höhenlage Erdgeschoss (EG FFB) 

Die Oberkante des Erdgeschosses (Rohfußboden) darf maximal 1,0 m über Oberkante der maßge-

benden Erschließungsstraße, gemessen in der Mitte der zugeordneten Gebäudefassade, liegen. 

Zum Schutz vor Hochwasser ist die Oberkante des Erdgeschosses (Rohfußboden) mind. 0,30 m über 

Oberkante der maßgebenden Erschließungsstraße, gemessen in der Mitte der zugeordneten Ge-

bäudefassade, zu errichten.  

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 

Die Baugrenzen dürfen durch Erker, Balkone, Vordächer, Wintergärten, Treppen und Wärmepum-

pen um max. 1,50 m überschritten werden. Das gilt nicht für die Seitenabstände. Die Gesamtbreite 

der vorspringenden Gebäudeteile darf nicht mehr als 1/3 der Gebäudebreite betragen. 

Eine Überschreitung der Baugrenzen mit Terrassen kann bis zu einer maximalen Fläche von 20 m² 

zugelassen werden. 

1.5 Mindestgrundstücksgröße 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 BauNVO) 

Die Mindestgrundstücksgröße beträgt 350 m² für freistehende Einfamilienhäuser, 300 m² für Dop-

pelhäuser sowie 200 m² für Reihenhäuser. 

1.6 Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 BauNVO) 

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO - soweit als Gebäude vorgesehen - können bis zu einer Gesamt-

kubatur von 40 m³ auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden, nicht 

jedoch im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze sowie Flächen mit 

Pflanzgebot. 

Bei der Errichtung von Nebenanlagen sind die Regelungen zu Abstandsflächen gemäß § 5 ff LBO zu 

beachten. 

1.7 Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Festgesetzt ist eine offene Bauweise. Zulässig sind Einzelhäuser mit einer Gebäudelänge von maxi-

mal 15 m, Doppelhäuser mit einer Gebäudelänge von maximal 20 m und Reihenhäuser mit einer 

Gebäudelänge von maximal 30 m. 
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1.8 Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze (Carports) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO) 

Garagen, Carports und offene Stellplätze sind auch außerhalb der im Plan festgesetzten Baufenster 

zulässig. Zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche, abgegrenzt durch die Straßenbegrenzungslinie ist 

mit Garagen und Carports ein Mindestabstand von 5 m einzuhalten. 

1.9 Zahl der Wohnungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In den freistehenden Einzelhäusern (WA1) und in den Doppelhäusern (WA2) sind maximal zwei 

Wohnungen je Wohngebäude zulässig. Es ist nur eine Wohneinheit je Reihenhaus-Wohngebäude 

(WA3) zulässig. 

1.10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.10.1 Vermeidungsmaßnahme (Fledermäuse) / Beleuchtung 

Für die Beleuchtung der öffentlichen Verkehrsflächen und für die Außenbeleuchtung an den Ge-

bäuden sind nur geschlossene Leuchtmittel mit einer geringen Streuwirkung und einer Farbtempe-

ratur von unter 3000°K zulässig („Fledermausleuchten“ um 590 nm ohne UV-Anteil). Die Leuchtmit-

tel sind nach oben abzuschirmen. LED-Leuchten sind in diesem Spektrum erhalten. 

1.10.2 Vermeidungsmaßnahmen (Zauneidechse) / Reptilienzaun 

Vor Beginn der Bauarbeiten ist durch Aufstellen eines Reptilienzauns am westlichen Rand des Plan-

gebiets ein Einwandern von Zauneidechsen aus angrenzenden Bereichen zu verhindern. Um die 

Aufwertungsfläche (CEF-Fläche, Flurstück 662) ist vor Beginn der Bauarbeiten ein Reptilienzaun zu 

errichten, um ein Abwandern der umgesetzten Tiere während der Bauphase zu verhindern. 

1.10.3 Vermeidungsmaßnahmen (Vögel) / Gehölzrodung 

Um Beeinträchtigungen vorkommender geschützter Vogelarten zu vermeiden und Verbotstatbe-

stände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, sind Gehölzrodungen nur im Zeitraum zwischen 

dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar zulässig. Um Verbotstatbestände bei den Zauneidechsen 

zu unterbinden, müssen die Gehölze händisch bis zur Wurzel gekappt oder nach Umsetzen der Zau-

neidechsen in ihr Ersatzhabitat gerodet werden. Nach der händischen Kappung sind die übrigen 

Wurzelstöcke nach Umsetzen der Zauneidechsen zu entfernen. 
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1.11 Pflanzgebote 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

1.11.1 Flächenhafte Pflanzgebote 

Auf der im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Fläche ist eine mindestens zweireihige, nicht ge-

schnittene Hecke aus gebietsheimischen Sträuchern gemäß Pflanzliste anzulegen, dauerhaft zu un-

terhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Verwendung von immergrünem Nadelge-

hölz ist unzulässig. 

1.11.2 Einzelpflanzgebote 

Je zu errichtendem Wohngebäude ist auf dem Grundstück mindestens ein gebietsheimischer, 

standortgerechter Laub- oder Obstbaum gemäß Pflanzliste anzupflanzen, dauerhaft zu unterhalten 

und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Die Bepflanzung der Flächen hat spätestens 1 Jahr nach Erstellung der Wohngebäude zu erfolgen. 

1.11.3 Pflanzbindungen 

Die in der Planzeichnung festgesetzten zu erhaltenen Bäume sind dauerhaft zu erhalten und zu 

pflegen. Sie sind durch ökologische Baubegleitung zu erfassen, ihr Schutz während der Baumaß-

nahme sowie ihre Erhaltung zu dokumentieren. 

1.12 Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen  

1.12.1 CEF-Maßnahme Zauneidechse 

Auf den Vertrag und die Ausführungen der artenschutzrechtlichen Untersuchung (Stand 2. Juni 2020) 

wird hingewiesen. 

Auf dem Flurstück 662 der Gemarkung Würmersheim sind acht Totholz-Erdsubstrat-Kombinationen 

mit den Ausmaßen von je ca. 1,50 m x 3,00 m, 80 cm hoch zu errichten. Zum Zwecke der Errichtung 

der Totholzwälle ist ein 70 cm tiefer Graben auszuheben und mit Totholz aufzufüllen (vgl. Abbildung 

5 der Begründung). 

Die Fläche ist durch dreischürige Mahd dauerhaft zu pflegen. Die Mahd ist zwischen Mai und Anfang 

September durchzuführen. 

Die Mahd darf nicht mit schwerem Gerät erfolgen. Die Pflege hat händisch oder motormanuell zu 

erfolgen und ist in Streifen durchzuführen. Die Mahd ist partiell durchzuführen, so dass 1/3 der 

Fläche stets als Habitat den Zauneidechsen zur Verfügung steht. Eine Beweidung der Fläche als Al-

ternative zur Mahd ist zulässig. 

Zauneidechsen im Geltungsbereich des Plangebiets sind nach Setzen des Reptilienschutzzaunes 

und vor Beginn der Bauarbeiten umzusiedeln. Der Abfang ist in der Zeit zwischen Ende März und 

Anfang Mai (vor der Eiablage) oder im September bis Anfang Oktober durchzuführen. 

Bei der Umsiedlung der Zauneidechsen ist folgendes zu beachten: 



07dur24001_tx_240410.docx Seite 5 von 20

 Die Umsiedlung hat gemäß den Vorgaben der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zu er-

folgen. 

 Die Herstellung der Ersatzhabitate ist besonders schonend und unter Hinzuziehung einer öko-

logischen Baubegleitung durchzuführen, da das Vorkommen von einzelnen Zauneidechsen-In-

dividuen nicht ausgeschlossen werden kann sowie zum Schutz weiterer ggf. vorkommenden 

Arten. 

 Die Anlage der CEF-Fläche sowie die Umsiedlung der Zauneidechsen ist durch die ökologische 

Baubegleitung zu dokumentieren und der UNB vor Beginn der Baumaßnahmen unaufgefordert 

vorzulegen. 

 Der Erfolg der CEF-Maßnahme für die Zauneidechse ist durch ein Monitoring im 3. und 8. Jahr 

nach Maßnahmenumsetzung zu überwachen. Die Ergebnisse des Monitorings sind der unteren 

Naturschutzbehörde in Form eines kurzen Berichts (inkl. Fotodokumentation) zum Jahresende 

eines jeden Untersuchungsjahrs vorzulegen.  

1.12.2 CEF-Maßnahme Fledermäuse 

Auf den Vertrag und die Ausführungen der artenschutzrechtlichen Untersuchung (Stand 2. Juni 2020) 

wird hingewiesen. 

Auf dem Flurstück 662 der Gemarkung Würmersheim sind an vorhandenen Bäumen entlang des 

Gewässers am westlichen Rand des Flurstücks mindestens fünf Fledermauskästen in einer Höhe 

von mindestens 3 m anzubringen. Die Einfluglöcher sollen nach Süden oder Osten zeigen (vgl. Ab-

bildung 5 der Begründung). 

1.13 Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 

Naturgewalten erforderlich sind  

(§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

In der Planzeichnung sind Flächen bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen/Siche-

rungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind (Extremhochwasser) festgesetzt. 
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2 Örtliche Bauvorschriften 

2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Materialien 

Die Verwendung von grell leuchtenden, glänzenden oder reflektierenden Farben bzw. Materialien 

ist unzulässig. Farben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind unzulässig. 

2.1.2 Dächer 

Zulässig für Hauptgebäude sind Satteldächer, Pultdächer, Flachdächer. Die zulässige Dachneigung 

für geneigte Dächer beträgt maximal 32 Grad. 

Die Dachdeckung hat mit nicht reflektierenden Dachsteinen oder –ziegeln in gedeckten Farbtönen 

rot, braun oder grau zu erfolgen. Farben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig. 

Unbeschichtete Metalldächer aus Blei, Zink oder Kupfer sind unzulässig. 

Flachdächer von Hauptgebäuden sind zu begrünen. Die Mindestsubstratdicke beträgt 12 cm. 

Nebengebäude, Garagen sowie untergeordnete Bauteile dürfen mit Flach- oder Pultdächern aus-

geführt werden. Flachdächer sind zwingend zu begrünen. Die Mindestsubstratdicke beträgt 12 cm. 

Dachbegrünungen und Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie auf oder innerhalb der Dachhaut 

sind allgemein zulässig. Aufständerungen von Solaranlagen sind auf Flachdächern bis zu einer Höhe 

von 0,7 m zulässig. 

Doppelhäuser  

Doppelhäuser müssen in Bezug auf Wandhöhe, Dachform, Dachneigung und Dachfarbe einheitlich 

gestaltet werden.  

Doppelhäuser müssen mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 32° errichtet werden.  

Doppelhäuser können auch mit einer anderen Dachform und Dachneigung innerhalb des zulässigen 

Rahmens (Dachform: Satteldach, Pultdach, Flachdach, Dachneigung: maximal 32°) errichtet wer-

den, wenn durch eine Baulast gewährleistet wird, dass beide Doppelhaushälften mit der gleichen 

Dachform und der gleichen Dachneigung errichtet werden.  

Werden die Bauanträge von Doppelhaushälften gleichzeitig bei der Genehmigungsbehörde einge-

reicht, ist eine Baulast nicht erforderlich. 

Hausgruppen 

Hausgruppen müssen in Bezug auf Wandhöhe, Dachform, Dachneigung und Dachfarbe einheitlich 

gestaltet werden.  

Hausgruppen müssen mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 32° errichtet werden.  
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Hausgruppen können auch mit einer anderen Dachform und Dachneigung innerhalb des zulässigen 

Rahmens (Dachform: Satteldach, Pultdach, Flachdach, Dachneigung: maximal 32°) errichtet wer-

den, wenn durch eine Baulast gewährleistet wird, dass alle Gebäude innerhalb der Hausgruppe mit 

der gleichen Dachform und der gleichen Dachneigung errichtet werden.  

Werden die Bauanträge einer Hausgruppe gleichzeitig bei der Genehmigungsbehörde eingereicht, 

ist eine Baulast nicht erforderlich. 

2.1.3 Dachaufbauten, Zwerchgiebel 

Dachaufbauten sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 

 Die Breite der Gauben darf auf jeder Gebäudeseite zusammen nicht mehr als 1/2 der Gebäu-

debreite betragen. 

 die Breite jeder Einzelgaube darf nicht mehr als 1/2 der Gebäudebreite betragen. 

Zwerchgiebel oder Nebengiebel sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 

 Breite nicht mehr als 1/3 der Gebäudelänge. 

 Dachform und Dacheindeckung wie Hauptdach. 

Insgesamt müssen mindestens 1/3 der Dachlänge von Zwerchgiebeln freigehalten werden. 

Dacheinschnitte (Loggien) sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedung zu öffentlichen Verkehrsflächen sind zulässig: 

 Metallzäune aus Drahtgitter oder Drahtgeflecht bis maximal 1,00 m Höhe nur mit Heckenhin-

terpflanzungen bis zu einer Höhe von 1,00 m. 

 Holzzäune mit senkrechter Lattung bis maximal 1,00 m Höhe 

 Geschnittene oder frei wachsende Hecken aus gebietsheimischen Arten bis zu einer Höhe von 

1,00 m. Die zulässigen Arten sind der Pflanzliste im Anhang zu entnehmen. 

 Mauern bis 30 cm Höhe. 

2.3 Gestaltung der unbebauten Flächen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Zufahrten, Wege und Pkw-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszustatten. 

Die nicht überbauten Flächen müssen Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere 

zulässige Verwendung benötigt werden (49 Abs. 1 LBO). 

Freiflächen von Baugrundstücken, sofern nicht für Wege, Terrasse, Stellplätze oder Zufahrten ge-

nutzt sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu pflegen. Dabei sind gebietsheimische Pflanzen 

zu verwenden. Die Anlage von Steingärten ist unzulässig. 
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2.4 Müllbehälter 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Plätze für Müllbehälter sind im Gebäude vorzusehen oder durch geeignete Einfassungen der allge-

meinen Sichtbarkeit zu entziehen. 

2.5 Zahl der notwendigen Stellplätze 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze auf dem Grundstück herzustellen. Zu einer Wohnung gehörige 

Stellplätze dürfen auch hintereinander angeordnet werden („Gefangene Stellplätze“). 

2.6 Umgang mit Niederschlagswasser 

(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Anfallendes Niederschlagswasser ist auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. (s. Hinweis 3.7) 
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Anhang: Pflanzlisten 

Sträucher

Mindestgröße 60 bis 100 cm, 2 x verpflanzt 

Hasel Corylus avellana 

Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 

Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Gemeine Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 

Schlehe Prunus spinosa 

Hundsrose Rosa canina 

Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

Trauben-Holunder Sambucus racemosa 

Flieder Syringa vulgaris 

Strauchrosen Rosa spec. 

Bäume

Halb- oder Hochstämme mit Stammdurchmesser 12 bis 14 cm, 2 x verpflanzt 

Spitzahorn Acer platanoides 

Bergahorn Acer pseudoplatanus 

Hainbuche Carpinus betulus 

Vogelkirsche Prunus avium 

Stieleiche Quercus robur 

Sommerlinde Tilia platyphyllos 

Winterlinde Tilia cordata 

Obstbäume als Hochstämme Es sind Sorten des Kreissortiments Rastatt zu verwenden. 

Pflanzen Dachbegrünung: 

Strand-Grasnelke  Armeria maritima 

Rundblättrige Glockenblume   Campanula rotundifolia 

Scharfer Mauerpfeffer   Sedum acre 

Heidenelke   Dianthus deltoides 

Walderdbeere   Fragaria vesca 

Gewöhnlicher Reiherschnabel   Erodium cicutarium 

Kleiner Sauerampfer   Rumex acetosella 

Gewöhnlicher Thymian   Thymuas pulegiodis 

Gras: Schafschwingel   Festuca ovina 

Gewöhnliches Zittergras   Briza media 

Kleines Habichtskraut   Hieracium pilosella 

Silber-Fingerkraut  Potentilla argentea 

Acker-Hornkraut   Cerastium arvense 

Sandmohn   Papaver argemone 

Silbergras  Corynephorus canescens
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3 Hinweise 

3.1 Altlasten und Altablagerungen 

Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens, des Oberflächenwassers oder des Grundwas-

sers mit umweltgefährdenden Stoffen im Zuge der Ausführung von Bauvorhaben bekannt werden, 

ist das Landratsamt Rastatt als Wasser-, Abfallrecht- und Bodenschutzbehörde zu informieren. 

3.2 Archäologische Denkmalpflege 

Die Planungen in Durmersheim, Gemarkung Würmersheim liegt direkt am Rand eines archäologi-

schen Prüffalls, so dass das Auffinden und Aufdecken archäologischer Funde und Befunde noch 

gänzlich ausgeschlossen werden kann: 

Gräberfeld aus der Römerzeit (Listen Nr. 1, ADAB ID 99875688) 

Darüber hinaus wird aber grundsätzlich auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 

DSchG verwiesen. Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-

funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde oder Gemeinde umgehend zu 

benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) 

oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 

Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 

die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Ver-

kürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 

hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

3.3 Baugrund 

Es wird empfohlen, die Gewährleistung der Standsicherheit auf den Baugrundstücken durch indivi-

duelle Bodengutachten klären zu lassen. Auf die Vorgaben der DIN 4020 bzw. der DIN EN 1997-2 

wird hierbei verwiesen. Das Plangebiet liegt im Bereich der Westwallanlagen, die nach jetzigem 

Stand zurückgebaut sind. 
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3.4 Bodenschutz 

Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden 

Umgang mit Boden zu achten. Jegliche Bodenbelastung ist auf das unvermeidbare Maß zu reduzie-

ren. 

Erdaushub

Falls bei der Durchführung von Bodenarbeiten geruchliche und/ oder sichtbare Auffälligkeiten be-

merkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hinweisen, sind die Arbeiten einzustellen und das 

Landratsamt Rastatt, Amt für Umwelt und Gewerbeaufsicht unverzüglich zu verständigen. 

Die Vermeidung oder die Verwertung von Erdaushub ist der Deponierung vorzuziehen. Möglichkei-

ten zur Vermeidung bzw. Verwertung von Erdaushub vor Ort sind bereits bei der Festlegung der 

Höhen (Gründungstiefen, Straßen, Wege usw.) zu beachten. Sollte die Vermeidung / Verwertung 

von Erdaushub vor Ort nicht oder nur zum Teil möglich sein, sind vor einer Deponierung andere 

Verwendungsmöglichkeiten (z.B. Erdaushubbörsen der Gebietskörperschaften, Recyclinganlagen) 

zu prüfen. 

Auffüllungen 

Bei den im Rahmen der einzelnen Baumaßnahmen ggf. durchzuführenden Befestigungs-, Niveau-

ausgleichs-, Verfüll- oder Auffüllmaßnahmen darf grundsätzlich nur unbelasteter kulturfähiger Bo-

den zur Verwendung kommen.  

Sofern andere Materialien zum Einbau vorgesehen sind (z. B. Bauschutt oder Recyclingmaterial), ist 

dieser Sachverhalt zwingend mit dem Umweltamt des Landratsamtes Rastatt abzustimmen. Das 

Abstimmungsergebnis ist bei den einzelnen baurechtlichen Zulassungsverfahren (Kenntnisgabe- so-

wie Genehmigungsverfahren) in den Unterlagen zum Kenntnisgabe- bzw. Genehmigungsverfahren 

mit darzustellen bzw. diesen beizufügen. 

Der Einbau anderer Materialien als unbelasteter kulturfähiger Boden ohne Abstimmung mit dem 

Landratsamt Rastatt ist nicht zulässig. 

Folgende technische Hinweise sind zu beachten: 

 Ersatzbaustoffverordnung vom 09. Juli 2021 

 Bundesbodenschutzverordnung vom 16. Juli 2021 

Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z.B. gärtnerische Nutzung) sind die Vor-

sorgewerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung n.F. einzuhalten. 

Nachstehende Regelwerke sind im Zuge der Maßnahmen zu beachten: 

 Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bodens bei Flächeninanspruchnahmen, (Heft 10) des 

Umweltministeriums Baden-Württemberg (1991) 

 DIN 19731 Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial 
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3.5 Grundwasserschutz 

Das Plangebiet liegt in der Zone III A des Wasserschutzgebietes „Wasserwerk Rheinwald“ (LUBW-

Nr. 216.043). Die Bestimmungen der Schutzgebietsverordnung des Landratsamtes Rastatt vom 

25.08.2010 sind zu beachten. Die Schutzgebietsverordnung verlangt, dass beim Errichten und Er-

weitern von sonstigen baulichen Anlagen die erforderlichen Schutzvorkehrungen gegen eine Ver-

unreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften 

getroffen werden. 

Für die Sicherstellung des Grundwasserschutzes geben wir folgende Hinweise zur Konkretisierung: 

 Das Verbot von auswasch- oder auslaugbaren und wassergefährdenden Materialien ist insge-

samt und insbesondere beim Bau von Lärmschutzwällen sowie für Aufschüttungen, sofern sol-

che vorgesehen sind, zu beachten. Zu dieser Thematik gehört auch das Verbot von unbeschich-

teten Metalldachflächen oder Dachinstallationen aus Zink, Kupfer oder Blei. 

 Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne von § 53 Wassergesetz, außerhalb 

landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher und gärtnerischer Nutzungen ist die Bundesanla-

genverordnung für wassergefährdende Stoffe - AwSV (2017) sowohl im Rahmen der Bauaus-

führung als auch bei den späteren Flächennutzungen zu beachten. Im Hinblick auf die Bebau-

ung in festgesetzten Überschwemmungsgebieten und Risikogebiete ist mit der Erteilung von 

Baugenehmigungen der Grundwasserschutz bzgl. des Umgangs mit Heizölverbraucheranlagen 

und anderen Anlagen, die mit wassergefährdenden Stoffen betrieben oder in denen solche 

Stoffe gelagert werden sicherzustellen. 

 Ein Risiko auf Verunreinigung des Grundwassers durch den Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen geht beispielsweise auch von der Verwendung von Schmierstoffen im Bereich von Ver-

lustschmierung und als Schalöle aus. Hier ist sicherzustellen, dass nur biologische schnell ab-

baubare Stoffe verwendet werden. 

 Beim Errichten, Erweitern und Betreiben von Abwasserkanälen und Abwasserleitungen, müs-

sen die Vorgaben der Technischen Regel DWA A 142 "Abwasserleitungen und -kanäle in Was-

sergewinnungsgebieten" (2016) umgesetzt werden. 

 Die Möglichkeit der schadlosen Versickerung von Niederschlagswässern ins Grundwasser ist 

nach dem DWA Merkblattes 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" 

(korrigierte Fassung 2012) oder alternativ nach den „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regen-

wasser in Siedlungsgebieten“ (LfU 2005) zu prüfen. Sofern die Möglichkeit der schadlosen Ver-

sickerung gegeben ist, hat die Dimensionierung und Auslegung der Versickerungsanlagen nach 

DWA A 138 "Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser" 

(korrigierte Fassung 2005) zu erfolgen. 

 Bei Versickerungsanlagen ist sicherzustellen, dass in deren Bereich der Einsatz von Düngern, 

Pflanzenschutzmitteln und Tausalzen ausgeschlossen wird. 

 Beim Neu-, Um- und Ausbau von Straßen, Parkplätzen und sonstigen Verkehrsflächen müssen 

die für den Grundwasserschutz notwendigen Vorkehrungen und Maßnahmen der "Richtlinien 

für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten" (RiStWag; 2016) in der in 
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Baden-Württemberg eingeführten Fassung und der gemeinsamen Verwaltungsvorschrift des 

Innenministeriums und des Umweltministeriums über die Beseitigung von Straßenoberflä-

chenwasser (VwV Straßenoberflächenwasser) bzw. der "Technischen Regeln zur  Ableitung und 

Behandlung von Straßenoberflächenwasser" in der jeweils gültigen Fassung umgesetzt wer-

den. 

 Sofern der Bau von Absenkbrunnen für Grundwasserhaltungen oder von Brunnen/Grundwas-

serpegel für die Brauchwassernutzung geplant ist, sind die DVGW-Regelwerke Arbeitsblätter 

W 116, W 120-1, W 121 sowie W 135 zu beachten. 

Es wird weiterhin auf der Grundlage der Publikation der LUBW (LfU 2005: Arbeitshilfen für den 

Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten) darauf hingewiesen, dass Festsetzungen im Bebau-

ungsplan zum Grundwasserschutz unbedingt auf ihre Einhaltung und Umsetzung überprüft werden 

müssen, um die Ressource Grundwasser nachhaltig zu schützen. Daher ist sicherzustellen, dass die 

Bautätigkeit der Erschließungsträger und der Bauherren flächendeckend durch eine Bauaufsicht 

überwacht und die Einhaltungen der grundwasserschützenden Ausführungsbestimmungen ent-

sprechend durchgesetzt werden. Ziel muss die nachhaltige Sicherung des Grundwasserschutzes 

und der Grundwasserneubildung sein. 

Ebenso wird auf die im April 2016 erschienene DVGW-Information Wasser Nr. 87 „Diffuse Stoffein-

träge in Gewässer aus Siedlungs- und Verkehrsflächen“ hingewiesen. Zur diffusen Freisetzung von 

Schadstoffen kommt es insbesondere durch Bauwerkskomponenten und durch Verkehrsflächen. 

Aus Bauwerken werden Schadstoffe überwiegend niederschlagsbedingt freigesetzt. Insbesondere 

bei den Bauwerkskomponenten, die direkt mit den Niederschlägen in Kontakt kommen (also bei-

spielsweise auch der Fassade), muss darauf geachtet werden, dass Materialien ausgewählt und ver-

baut werden, die möglichst wenig Metalle und Biozide freisetzen sowie alterungsbeständig sind. 

Wird im Zuge der Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, so sind die Arbeiten, 

welche zum Anschnitt geführt haben, unverzüglich einzustellen sowie das Landratsamt Rastatt als 

untere Wasserbehörde zu informieren. Für Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingrif-

fes in den Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, ist beim Landratsamt 

Rastatt eine wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. Eine ständige Grundwasserableitung in die Ka-

nalisation oder in ein Oberflächengewässer ist unzulässig. Eine befristete Wasserhaltung im Zuge 

einer Baumaßnahme bedarf der behördlichen Zustimmung. 

Anfragen zu Grundwasserständen können schriftlich, per E-Mail oder per Fax an das Regierungs-

präsidium Karlsruhe gerichtet werden. 

3.6 Hochwasser 

Ein geringer Teil im Südwesten des Plangebietes befindet sich nach den aktuellen veröffentlichten 

Hochwassergefahrenkarten innerhalb des Überschwemmungsbereiches eines hundertjährlichen 

Hochwassers (HQ100). Bei einer Flächenausbreitung eines Extremhochwassers (HQEXTREM) wird das 

Plangebiet überflutet. Innerhalb der im Überflutungsbereich eines Extremhochwassers befindli-

chen Flächen ist sicherzustellen, dass 

1.  die Grundstücksnutzung mögliche Hochwasserschäden für Mensch, Umwelt oder Sachwerte aus-

schließt, 
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2.  bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise errichtet 

werden (insbesondere überflutungssichere Ausführung von Kellergeschossen, Lichtschächten o. 

ä.); dabei ist die Höhe eines möglichen Schadens zu berücksichtigen; 

3.  keine neuen Heizölverbraucheranlagen errichtet werden; 

4.  bestehende Heizölverbraucheranlagen - soweit wirtschaftlich vertretbar - bis zum 5. Januar 2033 

nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachgerüstet werden; 

5.  sonstige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen so errichtet oder betrieben wer-

den, dass sie nicht aufschwimmen oder anderweitig durch Hochwasser beschädigt werden kön-

nen. Wassergefährdende Stoffe dürfen durch Hochwasser nicht abgeschwemmt oder freigesetzt 

werden. 

Folgende Quellen für weitergehende Informationen liegen vor: 

 Informationsportal www.hochwasserbw.de 

 Leitfaden „Hochwasser-Risiko bewusst planen und bauen“ 

 „Hochwasserschutzfibel“ des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-

torsicherheit. 

Das zu bebauende Gebiet befindet sich im Tiefgestade des Rheins. Es wird darauf hingewiesen, dass 

der Flurabstand i.A. nur ca. 2 — 3 m, stellenweise weniger als 2,0 m beträgt. Bei hohen Grundwasser-

ständen besteht die Gefahr der Überflutung. Es wird empfohlen, Gebäude nicht zu unterkellern bzw. 

in wasserdichter Form sowie auftriebssicher auszuführen. 

3.7 Versickerung auf den Grundstücken 

Die Versickerung ist gemäß Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die de-

zentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22. März 1999 erlaubnisfrei. Für den vorlie-

genden Bebauungsplan werden folgende Hinweise gegeben: 

 Die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die dezentrale Beseitigung von 

Niederschlagswasser vom 22. März 1999 ist zu beachten. 

 Versickerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu bemessen, 

zu erstellen und zu betreiben (insbesondere Arbeitshilfe der LUBW für den Umgang mit Regen-

wasser in Siedlungsgebieten sowie Arbeitsblatt DWA-A 138). Im Rahmen der erlaubnisfreien 

Versickerung sind Mulden und Mulden-Rigolen-Systeme zulässig die eine Versickerung über 

mindestens 30 cm bewachsenen Oberboden ermöglichen. Ebenfalls möglich sind gleichwertige 

Sickersysteme mit DIBt-Zulassung. 

 Um eine ausreichende Reinigungswirkung und Verweilzeit im Boden zu gewährleisten muss die 

Versickerungsfähigkeit des Bodens nachgewiesen werden. Geeignet sind Durchlässigkeitsbei-

werte (kf-Werte) zwischen 1*10-3 m/s und 1*10-6 m/s. 

 Eine direkte Versickerung über Rigolen oder Sickerschächte in das Grundwasser ohne Passage 

einer Bodenschicht ist nicht zulässig. 

 Ein ausreichender Abstand vom tiefsten Punkt der Versickerungsanlage bis zur Oberfläche des 

MHGW (mittlerer höchster Grundwasserstand) von mindestens 1 m ist einzuhalten. 
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 Die für die Versickerung vorgesehenen Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Ablagerungen 

von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen während der Bauzeit sind 

nicht zulässig. 

Auf die zu beachtenden Regelwerke wird hingewiesen: 

1. Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, Leitfaden für Planer, Ingenieure, Architekten, 

Kommunen und Behörden (Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 1999). 

2. Arbeitsblatt DWA-A 138, Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nieder-

schlagswasser. 

3. Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten der Landesanstalt für Um-

weltschutz Baden-Württemberg (LUBW 2005). 

4. Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, Hinweise für Gemeinden, Planer und Grund-

stücksbesitzer (Regierungspräsidium Karlsruhe 2003). 

Das Baugrundgutachten von Biller & Breu vom 15.04.2019 ergab folgendes Bodenprofil: 

„Der Mutterboden setzt sich aus bindigem Bodenmaterial mit feinsandigen Anteilen zusammen. 

Die Mächtigkeit schwankt zischen 0,30 - 0,40 m. Darunter treten braune feinsandige Decklehme 

auf, die eine steife und steif-weiche Konsistenz zeigen. 

Die Decklehmmächtigkeit ist im Norden (Ecke Am Rottlich) mit ca. 1,40 m am größten, im Rest des 

Gebietes schwankt sie zwischen 0,30 - 0,45 m. Die Decklehme sind als leicht plastische Schluffe (UL) 

und stark schluffige Sande (SU*) einzustufen. 

Eine Versickerung in den bindigen Decklehmen ist nicht möglich.“ 

Um die Versickerung des auf ihren Grundstücken anfallenden, nicht schädlich belasteten Oberflä-

chenwassers zu gewährleisten, „ist in den Mulden ein mit Kiessandmaterial verfüllter Sickerschlitz 

vorzusehen, der in die unterlagernden sandigen Kiese reicht (unter die obere, leicht bindige Schicht 

der Kiese). Der anzusetzende Bemessungs-k-Wert (k/2) für die Versickerung ergibt sich aus der Si-

ckerschlitzverfüllung. Die Durchlässigkeit des einzufüllenden Materials muss im Bereich < 10 -3 m/s 

bis > 10 -6 m/s liegen. Für die unterlagernden sandigen Kiese liegt der k-Wert bei ca. 10 -3 m/s.“ (vgl. 

Baugrundgutachten von Biller & Breu vom 15.04.2019) 

Der Eigentümer hat mit dem Bauantrag den Nachweis zu liefern, dass die Versickerung auf seinem 

Grundstück erfolgen kann. 

Der Abstand von der Sohle der Versickerungsmulden zum mittleren höchsten Grundwasserstand 

darf 1 m nicht unterschreiten. Er liegt lt. Bodengutachten an der Nordostseite bei 107,45 m ü. NN 

und an der Südwestseite bei 107,65 m ü. NN. 

3.8 Grenzabstände von Pflanzen 

Für die Abstände von Bäumen und Sträuchern von Grenzen, insbesondere zu landwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen, gelten, soweit im Bebauungsplan nichts Anderes festgesetzt ist, §§ 12 und 16 

Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg. 

Bei Einfriedungen an Wirtschaftswegen muss ein Abstand von 0,5 m eingehalten werden. 
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3.9 Beleuchtung 

Für die Beleuchtung der öffentlichen Verkehrsflächen sind nur geschlossene Leuchtmittel mit einer 

geringen Streuwirkung und einer Farbtemperatur von unter 3000°K zulässig. Die Leuchtmittel sind 

nach oben abzuschirmen. LED-Leuchten sind in diesem Spektrum zu erhalten. 

3.10 Kampfmittel 

Im Bereich der Gemeinde Durmersheim sind Westwallanlagen hergestellt worden, die nach jetzi-

gem Stand zurückgebaut sind. Es ist aber nicht auszuschließen, dass Kampfmittel u.a.m. im Boden 

vorhanden sind. Erdarbeiten sind deshalb mit der entsprechenden Vorsicht auszuführen. Sollten 

Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten einzustellen und umgehend der Kampfmittelräu-

mungsdienst zu benachrichtigen. 

3.11 Nicht überbaute Flächen 

Die nicht überbauten Flächen müssen Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere 

zulässige Verwendung benötigt werden (49 Abs. 1 LBO) (vgl. Örtliche Bauvorschrift 2.3). Schotte-

rungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige Verwendung 

im Sinne des § 9 Abs. 1 LBO. Gartenanlagen sollen insektenfreundlich gestaltet und Gartenflächen 

vorwiegend begrünt werden. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder her-

gestellt werden ((21a NatSchG 13W). 

3.12 Anpflanzung und Erhalt von Einzelbäumen 

Aufgrund der fortschreitenden Klimaentwicklung ist die Herstellung einer optimal dimensionierten 

und vorbereiteten Pflanzgrube für eine ungestörte Wurzelentwicklung möglichst mit Bewässe-

rungsmöglichkeit bei allen Neupflanzungen vorzusehen. 

3.13 Versorgungsleitungen 

Netze BW 

Innerhalb und außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen (Netze BW GmbH) vorhan-

den. 

Die Kabelverlegung im Baugebiet kann erst durchgeführt werden, wenn seitens der Gemeinde die 

Voraussetzungen hierfür geschaffen sind (Straßenbau).

Für die Stromversorgung wichfige Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteilerschränke dürfen 

auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden. Diese sind zum aktuellen Pla-

nungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt.

Hinsichtlich der Kabeltrasse innerhalb des Neubaugebiets biften wir um Berücksichfigung des 

"Merkblaft Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", der Forschungsgesellschaft für Straßen- 

und Verkehrswesen.

Vor Ausschreibung der Ausführung biften wir um ein Koordinierungsgespräch mit sämtlichen Ver-

sorgungsträgern.
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Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW GmbH be-

auftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der hierfür erforderliche 

zeitliche Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berücksichfigen.

Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen biften wir Sie, die Baufirmen 

auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen.

Lagepläne müssen rechtzeifig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH angefordert werden.

3.14 Immissionsschutzrechtliche Anforderungen für haustechnische Anlagen 

Für haustechnische Anlagen wie Luftwärmepumpen, Klima- und Lüftungsgeräten gelten die immis-

sionsschutzrechtlichen Anforderungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 

Lärm). Diese Anlagen erzeugen Geräuschimmissionen, die insbesondere nachts im Wohnumfeld 

störend wirken können. Daher sind geeignete Standorte, Geräte und Lärmminderungsmaßnahmen 

nach dem Stand der Technik auszuwählen. 

Als Hilfestellung dient der „LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei statio-

nären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen" der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für 

Immissionsschutz. Insbesondere die Kurzfassung für Luftwärmepumpen soll dabei unterstützen, die 

Geräuschproblematik dieser Geräte bei Planung, Auswahl, Errichtung und Betrieb zu berücksichti-

gen. 

Die von den aufgestellten haustechnischen Anlagen ausgehenden Geräuschemissionen dürfen am 

maßgeblichen Immissionsort die folgenden Werte nicht überschreiten: 

Maßgeblicher Immissionsort Beurteilungspegel 

tags nachts

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 dB(A) 40 dB(A) 

Der Messpunkt befindet sich hierbei 0,5 m außerhalb des geöffneten Fensters des vom Geräusch 
am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes. 

3.15 Geothermie 

Das Plangebiet liegt in der Zone III A des Wasserschutzgebietes Rheinwaldwasserwerk 43 der Stadt-

werke Karlsruhe. 

Das Errichten und Betreiben von geothermischen Anlagen ist dort grundsätzlich verboten. Für Flä-

chenkollektoren und kurze Sonden kann unter bestimmten Voraussetzungen beim Landratsamt 

Rastatt, Amt für Umweltamt und Gewerbeaufsicht eine Ausnahmegenehmigung beantragt werden. 

3.16 Starkregenrisikomanagement 

Für die Gemeinde Durmersheim wurde im Rahmen des Kommunalen Starkregenrisikomanage-

ments eine Gefährdungsanalyse entsprechend dem Leitfaden „Kommunales Starkregenrisikoma-
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nagement in Baden-Württemberg" der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Ba-

den-Württemberg (2016) durchgeführt. Die Ergebnisse liegen als Starkregengefahrenkarten für das 

gesamte Gemeindegebiet vor. Im Falle von Starkregenereignissen ist demzufolge mit Überflutun-

gen im Vorhabenbereich zu rechnen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 1 Abs. 6 BauGB die Belange des Hochwasserschutzes in 

der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind und somit auch mögliche Überflutungen infolge von 

Starkregenereignissen. Nach § 9 Abs. 5 BauGB sollen Flächen, bei deren Bebauung besondere bau-

liche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungs-

maßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, gekennzeichnet werden. Bei der Planung und 

Erstellung der für das Baugebiet notwendigen Entwässerungs- und Ableitungsmaßnahmen ist auch 

das von angrenzendem Gelände abfließende Niederschlagswasser zu berücksichtigen (vgl. BGH, Ur-

teil vom 18. Februar 1999 zur hochwassersicheren Erschließung). Der natürliche Ablauf wild abflie-

ßenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines höher oder tiefer liegenden Grundstücks behindert, 

verstärkt oder verändert werden (§ 37 WHG). Dies ist bei der Planung und Umsetzung von Schutz-

maßnahmen zu berücksichtigen. 

Auch auf Flächen, die infolge von Starkregenereignissen von Hochwasser betroffen sind, sollten 

Regelungen zur Vermeidung und Verminderung von Hochwasserschäden Beachtung finden. Die 

vorhandenen baulichen Anlagen sowie die geplante Nutzung sollten demnach der Hochwasserge-

fahr angepasst werden. Hierzu empfehlen wir z. B. die weiterführenden Informationen unter 

https://www.hochwasser.baden-wuetttemberg.de, die „Hochwasserschutzfibel — Objektschutz 

und bauliche Vorsorge" des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit (7. Aufl. August 2016) und das DWA Merkblatt 553 (Hochwasserangepasstes Planen und Bauen, 

Nov. 2016). 

Grundsätzlich gilt zudem die nach § 5 Abs. 2 WHG gebotene allgemeine Sorgfaltspflicht, wonach 

jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumut-

baren verpflichtet ist, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfol-

gen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den mög-

lichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen. 

3.17 Löschwasserversorgung 

Der notwendige Löschwasserbedarf für Löscharbeiten für die ausgewiesenen Gebiete richtet sich 

nach den Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öf-

fentliche Trinkwasserversorgung" und ist entsprechend den landesrechtlichen Regelungen sicher-

zustellen. 

Die erforderliche Löschwassermenge (Grundschutz) von 48 m3/h muss im Einsatzfall 2 Stunden si-

chergestellt sein. Die Löschwasserentnahmestellen müssen jederzeit frei zugänglich sein. Die gefor-

derte Löschwassermenge muss innerhalb eines Löschbereiches von max. 300 m um die Objekte 

sichergestellt werden. 

Geeignete Entnahmestellen (z. B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von höchstens 80 m zu 

Gebäuden vorhanden sein. Entnahmestellen (z. B. Hydranten) sind mindestens einmal im Jahr, 

möglichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten. Der Netzdruck darf bei der Lösch-
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wasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei der Verwendung von Über-

flurhydranten ist die DIN EN 14384 zu beachten. Bei der Verwendung von Unterflurhydranten ist 

die DIN EN 14339 zu beachten. Unterflurhydranten sind mit Hinweisschildern nach DIN 4066 zu 

kennzeichnen. 

Für die Erschließung von Straßen im Sinne der Bemessung von Zu- und Durchfahrten einschließlich 

deren Befestigung ist die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur 

über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahrten (§ 2 LBOAVO VwV 

Feuerwehrflächen) zu berücksichtigen. 
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Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungspla-

nes in der Fassung vom 10.04.2024 mit seinen Festset-

zungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den 

hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates 

übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit 

maßgebenden Vorschriften beachtet wurden. 

Durmersheim, den ……………….. 

……………………………………………………………………………………… 

Klaus Eckert (Bürgermeister) 

Inkrafttreten 

Mit der öffentlichen Bekanntmachung vom 18.04.2024 

tritt dieser Bebauungsplan in der Fassung vom         

10.04. 2024 in Kraft. 

Durmersheim, den ……………….. 

……………………………………………………………………………………… 

Klaus Eckert (Bürgermeister) 




